
Antrag an den Landesparteitag. Tagung am 8.September 2018 in Oldenburg. 

Antragstellerin: Jessica Gerhardt (KV Wolfsburg), KV Wolfsburg

Für die rechtliche Anerkennung von Menschen 
mit sogenannten geschlechtlichen „Normabweichungen“!

Betrifft Menschenrechtsverletzung, Diskriminierung und soziale Ausgrenzung 
von trans- und intersexuellen Menschen. 

Die Landespartei möge sich dafür einsetzen, dass die Grund- und 
Menschenrechte allen Menschen uneingeschränkt zugänglich sind. Sie möge 
darauf hinwirken, dass bestehende Menschenrechtsverletzungen und 
Einschränkungen der Grundrechte von Personen mit sogenannten 
geschlechtlichen „Normabweichungen“ abgeschafft werden. Dies beinhaltet ein 
Verbot von nicht lebensnotwendigen Eingriffen an Kleinkindern, die lediglich 
einer frühen Geschlechtszuweisung dienen. Zudem soll eine gesetzliche 
Grundlage für eine geschlechtliche Selbstbestimmung und ein stigmafreier 
Zugang zu medizinischen Leistungen geschaffen werden. 

Jeder Mensch hat ein Wissen über sich selbst und sein Geschlecht. Das Geschlecht 
und die Anerkennung desselben gehören zum Intimbereich und sind zentraler 
Bestandteil des Menschen, seines Selbstverständnisses und seiner Würde. Eine 
Nichtanerkennung des Geschlechts, als welches sich ein Mensch begreift, kommt einer
Entmündigung, Entmenschlichung und einer Aberkennung seiner Menschenwürde 
gleich.

Noch immer werden an Kleinkindern mit nicht eindeutigen Geschlechtsmerkmalen 
kosmetische Eingriffe durchgeführt, ohne dass hierfür eine lebensbedrohliche 
Indikation zugrunde liegt. Nicht nur, dass hierbei den Betroffenen durch Dritte ein 
womöglich falsches Geschlecht zugewiesen wird, auch werden bei diesen Eingriffen 
irreversible gesundheitliche Schäden in Kauf genommen. Die Landespartei möge sich 
daher dafür einsetzen, dass nicht notwendige medizinische Eingriffe nicht gegen den 
Willen von Betroffenen durchgeführt werden. Für das individuelle gesundheitliche 
Wohlbefinden, sollte jeder Mensch über seine körperliche Beschaffenheit selbst 
bestimmen dürfen. Denn das bestimmte Grundrechte erst gewährt werden, wenn 
Menschen mit sogenannten geschlechtlichen „Normabweichungen“ sich einer 
Sterilisation unterzogen haben, zeugt nicht nur von einem faschistischen Gedankengut,
sondern ist auch zutiefst menschenverachtend. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 2011 zwar beschlossen, dass 
Zwangssterilisationen nicht mit dem Grundgesetz vereinbar sind und somit nicht 
eingefordert werden dürfen, dennoch sind die entsprechenden Gesetze noch nicht 
abgeschafft. Daher möge die Landespartei darauf hinwirken, dass diese 
verfassungswidrigen und nicht anwendbaren Gesetze, welche bestimmte 
Personengruppen als minderwertig und lebensunwert deklarieren, sofort abgeschafft 
werden.
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Außerdem sollte jeder Mensch das Recht haben, einen fehlerhaften 
Geschlechtseintrag und den daraus folgenden unpassenden Vornamen in amtlichen 
Dokumenten in einem einfachen und kostengünstigen Verfahren korrigieren zu lassen. 
Aussagen eines Menschen über sein Geschlecht sind zu achten und zu respektieren. 
Bestimmten Personengruppen den Zugang zu amtlichen Dokumenten nur zu 
gewähren, nachdem teure und unsachliche Gutachten eingeholt wurden, welche auf 
Geschlechterklischees beruhen, verstoßen gegen die Menschenwürde, das Recht auf 
die freie Entfaltung der Persönlichkeit und der Gleichbehandlung vor dem Gesetz. Die 
Landespartei möge sich deshalb dafür einsetzen, dass die Unverletzlichkeit der 
Menschenwürde, das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit und die Gleichheit 
vor dem Gesetz auch für Menschen mit sogenannten geschlechtlichen 
„Normabweichungen“ uneingeschränkt gelten. 

Das erreichbare Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit ist eines der 
grundlegenden Rechte eines jeden Menschen. Auch Menschen mit sogenannten 
geschlechtlichen „Normabweichungen“ sollten einen stigmafreien Zugang zu 
notwendigen medizinischen Behandlungen haben. Das Ziel sollte sein, vorhandenes 
Leiden so weit als möglich zu mindern, um das erreichbare Höchstmaß an körperlicher 
und geistiger Gesundheit zu gewährleisten. Eine Empfehlung, zur medizinischen 
Versorgung von Betroffenen gibt die Stuttgarter Erklärung 2015.

Noch ein paar abschließende Worte: Körperliche Diskrepanzen, sowie das Wissen um 
das eigene Geschlecht, werden nach wie vor nicht anerkannt. Das Menschsein wird 
lediglich auf seine Funktion reduziert. Die geschlechtliche Zuordnung erfolgt 
ausschließlich auf der Beschaffenheit des Genitalbereiches bei der Geburt. 
Selbstaussagen von Menschen über sich selbst, und körperliches Leid bei 
geschlechtlichen Variationen werden immer noch von einem Großteil der Gesellschaft 
weder ernst genommen, noch respektiert. Frauen, welche mit männlichen 
Geschlechtsmerkmalen; bzw. Männer, welche mit weiblichen Geschlechtsmerkmalen 
geboren wurden, wie auch Menschen mit uneindeutigen Geschlechtsmerkmalen, 
geraten immer mehr in das Visier rechtspopulistischer Hetze. Die Landespartei möge 
dem entgegen wirken, in dem sie sich für die Rechte von Menschen mit sogenannten 
„normabweichenden“ Körpermerkmalen einsetzt. Jeder Mensch ist einzigartig, das 
macht uns als Individuen aus und niemand sollte aufgrund bestimmter 
Körpermerkmale besser oder schlechter behandelt werden.
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